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Pressemitteilung vom 17.06.2003

Bürgerschaftliches Engagement in der Finanzkrise

„Was die Bürger selbst tun können, soll der Staat nicht reglementieren“

Bad Urach. In der Finanzkrise müsse darüber nachgedacht werden, welche Aufgaben der Staat erfüllen müsse und was Bürger, Vereine und Selbsthilfeinitiativen besser eigenständig tun können. Die Diskussion um das bürgerschaftliche Engagement in der Finanzkrise biete die Chance für ein neues Miteinander von Kommune und Bürgerschaft, sagte Uwe Lübking, Beigeordneter beim Deutschen Städte- und Gemeindebund am Montag beim dritten Treffen des Gemeindenetzwerks.

„Die Finanzkrise der Kommunen darf nicht dazu führen, dass die Bürger zum Ausfallbürgen des Staates werden,“ warnte Lübking. „Letzlich muss es um eine Erneuerung der kommunalen Selbstverwaltung gehen.“ Nur wenn die Finanzkrise überwunden werde, könne auch das bürgerschaftliche Engagement in den Kommunen gestärkt werden, mahnte Lübking.

Auf dem Weg zu einer neu belebten Bürgerkommune seien einige Fragen zu klären. „Wie schaffen wir es, dass bürgerschaftliches Engagement alle Schichten der Bevölkerung mitnimmt?“ fragte Lübking. Unternehmen müssten stärker in die Förderung ehrenamtlicher Aktivitäten eingebunden werden. Häufig werde solches Engagement argwöhnisch beobachtet, in anderen Staaten, so Lübking, sei es der Karriere förderlich.

„Wer Bürgernähe und Subsidiarität ernst nimmt, muss das Gemeinwesen stärken, und nicht Wohltaten verkünden, die andere bezahlen,“ rügte Lübking. Die Ministerialbürokratie solle nicht über neue Standards nachdenken, sondern darüber, wo neue Freiräume geschaffen werden könnten.

Nachdrücklich sprach sich Lübking für einen reformierten Zivildienst aus. „Staatsbürgerliche Pflichten junger Menschen zu reduzieren, halte ich auf jeden Fall für ein falsches Signal. Der Einsatz für das Gemeinwohl sollte nicht geschwächt, sondern gestärkt werden.“

Dem Gemeindenetzwerk des Gemeindetags Baden-Württemberg gehören rund 50 Städte und Gemeinden an, die sich besonders um die Förderung des bürgerschaftlichen Engagements bemühen. Die dritte Arbeitstagung in Bad Urach stand ganz im Zeichen der Krise der öffentlichen Haushalte.
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